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Landshut, den 09.05.2025
Amt für Stadtentwicklung
und Stadtplanung

Oberbürgermeister

Oberbürgermeister

Oberbürgermeister

Oberbürgermeister

MIT INTEGRIERTEM GRÜNORDUNGSPLAN

Landshut, den ..................
Referat Bauen und Umwelt

Doll
Ltd. Baudirektor

Nach Abschluss des Planaufstellungsverfahrens ausgefertigt.
 
Landshut, den ......................

"Östlich Wittstraße"

VORHABENBEZOGENER
BEBAUUNGSPLAN NR. 00-19/2

Der Beschluss zur Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes  wurde gemäß 
§ 2 Abs. 1 BauGB vom Stadtrat am ...................... gefasst und ortsüblich im Amtsblatt der 
Stadt Landshut Nr. .... am ...................... bekanntgemacht.
 
Landshut, den ......................

Dieser Vorhabenbezogene Bebauungsplan wurde als Entwurf vom Stadtrat am ......................... 
gebilligt und wurde gem.  §  3  Abs.  2  BauGB  in  der  Zeit  vom ......................... bis 
.......................... veröffentlicht.  Ort  und  Dauer  der  Auslegung  wurden  ortsüblich  im   Amts-
blatt  der  Stadt Landshut Nr. .......... am .................... bekanntgemacht.

Landshut, den ...................... 

Der Stadtrat hat gem. § 10 Abs. 1 BauGB und Art. 81 Abs. 2 BayBO am .........................den 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan als Satzung beschlossen.
 
Landshut, den ......................

Der Satzungsbeschluss des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und die Stelle, bei  
welcher der Plan während der Dienstzeiten von jedermann eingesehen werden kann und über
den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, wurden ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut 
Nr. ....... am ........................  bekanntgemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt der Vorhaben-
bezogene Bebauungsplan gem. § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.

Für die Aufstellung des Entwurfes

Landshut, den ..................
Referat  Bauen und Umwelt 
Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung

Ludwig-Kienitz
Amtsleitung

1.1

Grenze des räumlichen 
Geltungsbereiches 
des Bebauungsplans
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

2. Art und Maß der baulichen 
Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

geändert am: 17.07.2026

2.1 SO
EH+P

Sonstiges Sondergebiet
Zweckbestimmung:
EG: Großflächiger Einzel-
handel; Alle Geschosse: Par-
ken (§11 BauNVO)

A: FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN C: FESTSETZUNGEN DURCH TEXT

2.2 GE
E

2.3

Grünordnung7.

7.1

7.2

C: FESTSETZUNGEN DURCH TEXT

C: FESTSETZUNGEN DURCH TEXT D: HINWEISE DURCH TEXT

D: HINWEISE DURCH TEXT

1. Niederschlagswasser

D: HINWEISE DURCH TEXT

D: HINWEISE DURCH TEXT

D: HINWEISE DURCH TEXTA: FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN

Sonstige Festsetzungen

FD
Flachdach, zulässige Dach-
neigung 0° - 5°, mind. exten-
siv begrünt (§ 9 Abs. 4 BauGB 
i.V.m. Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO)

Abgrenzung Vorhaben- und 
Erschließungsplan 
(§12 Abs. 4 BauGB)

10.

10.1

10.2

Für alle mit Planzeichen A.7.1 festgesetzten Baumpflanzungen gelten folgende Mindestpflanz-
qualtitäten: Bäume als Hochstamm, mind. 3-mal verpflanzt, mit Ballen, Stammumfang in 1 m - Höhe
mind. 16-18 cm. Die festgesetzte Bepflanzung ist innerhalb von 12 Monaten nach Aufnahme der 
jeweiligen Nutzung der Gebäude herzustellen. (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

Flurstücksnummer

1

2

bestehende Grundstücks-
grenzen

142/30

B: HINWEISE DURCH PLANZEICHEN

10

11
Hochwasserrisikogebiet 
HQ

extrem 
(§ 9 Abs. 6a BauGB)

Bodendenkmal mit Nummer, 
betrifft den gesamten Gel-
tungsbereich, nachrichtliche 
Übernahme 
(§ 9 Abs. 6 BauGB)

Als zu pflanzende Bäume (A.7.1) sind folgende Arten zulässig: (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

7.3

7.4

Vogelschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)10.

Zulässige Emissionskontingente L
EK

 [dB(A) je m²]

Bauquartier mit Emissionsbezugsfläche S
EK

L
EK,Nacht

L
EK,Tag

64 49

Die Einhaltung der jeweils zulässigen Emissionskontingente ist gemäß den Vorgaben der DIN 
45691:2006-12, Abschnitt 5 zu prüfen. Die Ermittlung der Immissionskontingente erfolgt nach DIN 
45691:2006-12, Abschnitt 4.5 unter ausschließlicher Berücksichtigung der geometrischen Ausbrei-
tungsdämpfung.
Unterschreitet das sich aus den festgesetzten Emissionskontingenten ergebende zulässige Immis-
sionskontingent eines Betriebs/Vorhabens den an einem maßgeblichen Immissionsort jeweils gelten-
den Immissionsrichtwert der TA Lärm um mehr als 15 dB(A), so erhöht sich das verfügbare Immis-
sionskontingent auf den Wert L

IK
 = IRW – 15 dB(A). Dieser Wert entspricht der Relevanzgrenze nach 

DIN 45691.
Die festgesetzten Emissionskontingente gelten nicht für Immissionsorte innerhalb des Geltungsbe-
reichs.

37
Bestehende Gebäude3

4

5

6 zu entfernender Baum

7
bestehender Baum außerhalb
des Geltungsbereiches

Zufahrt/Einfahrt8

9

Bestehende Nebengebäude

Abbruch baulicher Anlagen

Eingeschränktes Gewerbege-
biet; zulässig sind nur Anlagen 
gem. § 8 Abs. 2 BauNVO,
alle übrigen Anlagen sind 
unzulässig (§ 8 Abs. 2 BauNVO)

Acer rubrum 
Alnus incana
Amelanchier lamarkii
Crataegus laevigata
Prunus avium 'Plena'

Rot-Ahorn
Grau-Erle
Felsenbirne
Rotdorn
Gefüllte Vogel-Kirsche

GE
E
: S

EK
 ~ 754 m²

1.

2.

Zulässigkeit von Vorhaben (§ 12 Abs. 3a BauGB) 

Vorhaben, zu deren Durchführung sich der Vorhabensträger im Durchführungsvertrag nicht ausdrück-
lich verpflichtet, sind im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplan unzulässig.

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Im Sonstigen Sondergebiet gemäß § 11 BauNVO sind ausschließlich zulässig:
- großflächiger Einzelhandel mit Vollsortiment einschließlich der dazugehörigen Nebenräume (z. B. 
  Büros, Lagerflächen, Anlieferungseinrichtungen, Personalräume, etc.) 
- für die Nettoverkaufsfläche sind maximal 1.500 m² zulässig.
- Anlagen für ruhenden Verkehr, Parkhaus 
- der Nutzung dienenden Einrichtungen

3. Bauweise (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §22 Abs. 4 BauGB)

Für das gem. A.2.1 festgesetzte sonstige Sondergebiet wird eine abweichende Bauweise mit folgen-
der Maßgabe festgesetzt: an der nördlichen Grundstücksgrenze ist eine Grenzbebauung zulässig.

4. Abstandsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB)

Stellplätze und Verkehrsflächen5.

5.1

Die Länge von überdachten Fahrradabstellanlagen entsprechend A.8.3, die als Grenzbebauung 
errichtet werden, darf 30 m nicht überschreiten. 

WH 403,50
max. Wandhöhe in m üNHN,
z.B. 403,50 m ü.NN
(§16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO)

3.1

3.

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

4.

4.1
öffentliche Straßenverkehrs-
fläche

Überbaubare Grundstücksflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

private Verkehrsfläche

4.2

4.3

Straßenbegrenzungslinie4.4

öffentlicher Fuß- oder 
Radweg

Baugrenze
(§ 23 Abs. 3 BauNVO)

4.5 öffentliches Straßenbegleit-
grün

5.

5.1
private, zu begrünende 
Fläche

Grünflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. § 23 BauNVO)

Flächen für 
Versorgungsanlagen6.1

6.
Flächen für Versorgungsanlagen 
und für die Abfallentsorgung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

Elektrizität (Trafo)

zu erhaltender Baum
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

zu pflanzender Baum
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Flächen für Stellplätze, Garagen 
und Gemeinschaftsanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Flächen für Stellplätze,
Fahrradstellplätze und 
Mülltonnenstandorte

St Stellplätze

Fahrradstellplätze überdacht, 
Mülltonnenstandort

F/M

Flächen für das Anpflanzen bzw. 
Bindungen für Bepflanzungen und 
Erhaltung von Bäumen, Sträu-
chern u. sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

7.

7.1

7.2

8.

8.2

8.3

8.1

9.

9.1

6.2

Flächen und Maßnahmen zum
Schutz vor schädlichen
Umwelteinwirkungen durch
Geräusche

Umgrenzung der Emissions-
bezungsfläche i.V.m. C.11.2
(§ 9 Abs. 1 Nrn. 23a/bb BauGB)

Maßnahmen zur Verringerung der Flächenversiegelung und zum Schutz des Grundwassers 
Wege, Einfahrten, Stellplätze und sonstige befestigte Flächen sind mit wasserdurchlässigen Belägen 
(z. B. Natursteinpflaster, Kies- oder Schotterflächen, Rasengittersteine oder Pflaster mit Rasenfugen) 
auszubilden und müssen zum Zeitpunkt der Herstellung einen Endabflussbeiwert von 0,6 oder 
kleiner aufweisen. (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

5.2 Stellplätze sind ausschließlich in der Großgarage (Parkhaus) oder in den nach A.7.1 dargestellten 
Flächen zulässig. Vier oder mehr zusammenhängende Stellplätze sind umlaufend mit Sträuchern 
einzugrünen. (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 25a BauGB)

Sichtflächen6.

Auf Glasflächen ab einer Größe von 6 m², freistehenden, an Gebäuden angebauten oder zwischen 
Gebäuden eingebundenen Glaswänden, transparenten Durchgängen, Übereckverglasungen, spie-
gelnden Scheiben und solchen mit stark reflektierender Beschichtung (> 30 % Außenreflexionsgrad) 
und Bauwerken oder Fassadenelementen mit ähnlich hohem Kollisionsrisiko für Vögel sind geprüfte 
Muster gegen Vogelschlag anzubringen.
Hinweis: Bei der Gestaltung wird empfohlen Fachleute hinzuzuziehen, da bereits kleine Abweichun-
gen die Schutzmaßnahme unwirksam machen.
Geprüfte Vogelschutzmuster:
- flächige Aufbringung: freie Stellen sollten kleiner als 10 cm sein (Handflächenregel).
- außenseitige Anbringung reduziert auch Spiegelungen.
- vorzugsweise geprüftes Vogelschutzmuster mit gutem Kontrast zum Hintergrund
- Punktraster: mind. 25 % Deckungsgrad bei mind. 5mm Durchmesser oder mind. 15 % Deckungs-
  grad ab 30 mm Durchmesser
- vertikale Linien: mind. 5 mm breit bei max. 10 cm Abstand (bei schlechtem Kontrast sind breitere 
  Linien erforderlich)
- Horizontale Linien: mind. 3 mm breit bei max. 3 cm Abstand oder mind. 5 mm breit bei max. 5 cm 
  Abstand
- Farben: günstig sind Rot oder Orange, vertikale Linien sind etwas günstiger als horizontal.
- Bei starkem Kontrast kann der Deckungsrad reduziert werden.

11.

11.1

11.2 Schallschutz - Emissionskontingente (§ 9 Abs. 1 Nrn. 23a/bb BauGB)
Im eingeschränkten Gewerbegebiet (Planzeichen A.2.2) sind nur Betriebe und Anlagen zulässig, 
deren Geräusche in ihrer Wirkung auf maßgebliche Immissionsorte im Sinne von Nr. A.1.3 der TA 
Lärm die in der folgenden Tabelle angegebenen Emissionskontingente L

EK
 gemäß DIN 45691:2006-

12 weder tags noch nachts überschreiten: 

Bei öffentlichen und privaten Flächen sind bei Baumpflanzungen inkl. der Herstellung von Baumgru-
ben die "Empfehlungen für Baumpflanzungen", Teile 1 und 2 der Forschungsgesellschaft Land-
schaftsentwicklung, Landschaftsbau e.V. (FLL) zu beachten. Ausführung der Baumstandorte: entwe-
der mit begrünter, offener Baumscheibe von mind. 8 m² gemäß FLL Pkt. 5.2 oder mit überbauter 
Pflanzgrube mit Wurzelraumerweiterung gemäß Pkt. 5.3. je Baumgrube mit 12 m³. 
(§9 Abs.1 Nr. 25a und b BauGB)

Für die Grundstücke im Umgriff des Plangebietes besteht grundsätzlich ein Einleitungsrecht für Nie-
derschlagswasser (NW). Jedoch ist bei Baumaßnahmen wie Neubebauungen (auch Ersatzneubauten 
oder Nachverdichtungen) und bei NW-relevanten Erweiterungen / Umbauten bestehender baulicher 
Anlagen (auch befestigte Außenflächen) zur Reduzierung der Belastungen im Kanalnetz und in Anleh-
nung an § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) grundsätzlich eine Trennung von Schmutz- und 
Regenwasser mit dezentraler Versickerung aller anfallenden NW auf dem/n Grundstück/en zu prüfen 
und den örtlichen Gegebenheiten entsprechend zu realisieren (z.B. Mulden-Rigolen-Systeme über 
die belebte Oberbodenzone).
Der Untergrund ist bei eventueller Nichteignung durch entsprechende Bodenaustausch- / Sanierungs-
maßnahmen für eine Versickerungseignung zu ertüchtigen. Sollte eine Versickerung über z.B. ein 
Mulden-Rigolen-Systeme über die belebte Oberbodenzone aufgrund der örtlichen Gegebenheiten 
schwer oder gar nicht umsetzbar sein (z.B. wegen des Abstandes MHGW zu FOK), so sind andere 
oberflächennahe Versickerungssysteme. Sollte die Größe der verfügbaren Flächen für eine komplette 
Versickerung jedoch nicht ausreichen, so ist die NW-Beseitigung so aufzuteilen, dass der größtmög-
liche Teil zur Versickerung gebracht wird. Der restliche Anteil könnte dann nach entsprechender Rück-
haltung und Pufferung gedrosselt in das öffentliche Kanalsystem eingeleitet werden. Die Festlegung 
der Drosselablaufmengen wird bei Bedarf im Rahmen des Genehmigungsverfahrens der Grundstücks-
entwässerung geregelt. 
Ein Notüberlauf von Versickerungsanlagen ins öffentliche Kanalnetz ist nicht zulässig! Bauliche Anla-
gen sind vor Oberflächenwasser und vor Rückstau aus dem Kanalnetz zu schützen (z.B. OK-Fußbo-
den-EG = 20-30 cm üb. OK-Straße, bei Bedarf Einsatz geeigneter Rückstauschutzeinrichtungen für 
Entwässerungsgegenstände unterhalb der Rückstauebene). Die Einleitung von Grund-, Quell- und 
Sickerwasser in die öffentliche Entwässerungsanlage ist gemäß § 15 Abs. 2 Ziff. 6 der Entwässe-
rungssatzung der Stadt Landshut (EWS) verboten. Das Einleitverbot gilt ebenso für Drainagewasser.

2. Grundwasser
Zeitweise hohe Grundwasserstände, teilweise auch bis nahe an die Geländeoberfläche, können nicht
kategorisch ausgeschlossen werden. Es wird daher empfohlen, Keller sowie unterirdische Bauteile
auftriebssicher und in wasserundurchlässiger Bauweise zu erstellen. Auf den Einbau und Betrieb von
Heizölverbraucheranlagen soll möglichst verzichtet werden. Sollten dennoch Heizölverbraucher-
anlagen eingebaut werden, sind die Lagerbehälter auftriebssicher auszuführen und gegen Auf-
schwimmen zu sichern. Außerdem wird empfohlen, im Keller keine Aufenthaltsräume oder weitere 
hochwassersensible technische Einrichtungen vorzusehen.

3. Hochwasser (§ 9 Abs. 6a BauGB)

Energie

Erdwärme / Heizölverbrauchsanlagen
Bezüglich der thermischen Nutzung von Erdwärme bzw. des Betriebs von Heizölverbraucheranlagen
wird auf die Anzeigepflicht gem. § 49 WHG i.V.m. Art. 30 BayWG und die ggf. notwendige Anzeige-
und Prüfpflicht gemäß Anlagenverordnung hingewiesen.

4.

5.

Zur Förderung der Energieeinsparung wird auf das Gebäudeenergiegesetz (GEG) in der jeweils 
gültigen Fassung hingewiesen. Entsprechend müssen Anforderungen an die energetische Qualität
von Gebäuden und an den Einsatz erneuerbarer Energien in Gebäuden eingehalten werden. Das
Energiekonzept der Stadt Landshut vom 27.07.2007 ist zu beachten. Eine energetische Qualität der
Gebäude, die über die Mindestanforderungen des Gebäudeenergiegesetztes hinausgeht, wird 
empfohlen. Die Errichtung von Anlagen zur Gewinnung und Nutzung regenerativer Energie über die
Mindestanforderungen des Gebäudeenergiegesetzes hinaus wird empfohlen. Anlagen und 
Einrichtungen zur aktiven Nutzung der Sonnenenergie an und auf sämtlichen Gebäuden sind zulässig. 
Die Verpflichtung zur Dachbegrünung besteht weiter. Solarmodule sind in Kombination mit der Dach-
begrünung zulässig.

Der Geltungsbereich kann von einem extremen Hochwasser am Roßbach betroffen sein: 
https://atlas.bayern.de/?c=731311,5380130&z=15&r=0&l=atkis,5c8064fc-a669-402d-9302-b73d
9d79adc4,239b7527-829d-4f76-9c88-8615cd37287a&t=umw_ntg&cnids=2022570915&mid=0
Deshalb ist bei der Planung eine hochwasserangepasste Bauweise unbedingt zu berücksichtigen.

Innerhalb der gemäß A.10.3 festgesetzten Sichtflächen dürfen keine Wälle, Sichtschutzzäune, An-
pflanzungen aller Art und Zäune sowie Stapel, Haufen und ähnliche mit dem Grundstück nicht fest 
verbundene Gegenstände angelegt werden, wenn sie sich mehr als 0,80 m über die Fahrbahnebene 
erheben. Ebenso wenig dürfen dort genehmigungsund anzeigefreie Bauten oder Stellplätze errichtet 
und Gegenstände gelagert oder hinterstellt werden, die diese Höhe überschreiten. Dies gilt auch für 
die Dauer der Bauzeit. Einzelbaumpflanzungen im Bereich der Sichtflächen sind mit der Straßenbau-
verwaltung abzustimmen.

Immissionsschutz

Lichtemissionen (§ 9 Abs. 1 Nrn. 20 und 24 BauGB)
Bei der Beleuchtung abgeschirmte Leuchten zu verwenden, deren Leuchtkegel in Richtung Boden 
ausgerichtet ist. Zulässig ist eine Beleuchtungsstärke von max. 10 Lux; zu verwenden sind dabei 
Leuchtmittel mit geringem Anteil an UV- und Blaulicht wie z.B. bernsteinfarbene bis warmweiße LED 
(Orientierung: Farbtemperatur 1700 bis 2400 Kelvin, max. 3000 Kelvin). Es sind Leuchtdichten von 
max. 100cd/m² für kleinflächige Anstrahlungen bzw. selbstleuchtende Flächen mit weniger als 10m² 
bzw. Leuchtdichten von max. 5cd/m² für Anstrahlungen bzw. selbstleuchtende Flächen mit mehr als
10 m² zulässig. Leuchten zu Dekorationszwecken wie beispielsweise Kugellampen und Strahler, die 
Bäume, Fassaden oder Fahnen beleuchten, sind unzulässig. Ausgenommen ist dabei explizit die 
Weihnachtsbeleuchtung. Leuchtmittel mit weniger als 50 Lumen bleiben hierbei außer Betracht.

10.3 Sichtflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

Baudenkmal außerhalb des 
Geltungsbereichs, nachricht-
liche Übernahme mit Nummer
(§ 9 Abs. 6 BauGB)

FW Fußweg

R Radweg

B Busspur

ND 02402

Amtlich kartiertes Biotop
mit Nummer (§ 9 Abs. 6 BauGB)

Naturdenkmal mit Nummer
(§ 9 Abs. 6 BauGB)

Fußläufige Gebäudepassage 

Geplante Lichtsignalanlage 18
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Wasserhaltung6.

Baugrund
Bezüglich der Bodenverhältnisse und den daraus resultierenden Schlussfolgerungen zu Gründung
wird auf den Geotechnischen Bericht von IMH GmbH, vom 30.09.2025 verwiesen. Das Gutachten 
kann im Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung eingesehen werden.

7.

Im Zuge der Baumaßnahme können Bauwasserhaltungen notwendig werden. Hierfür ist eine wasser-
rechtliche Erlaubnis vorab bei der Stadt Landshut, Amt für Umwelt-, Klima- und Naturschutz zu bean-
tragen. Antragsformulare sind dort oder auf der Internetseite der Stadt Landshut erhältlich: 
( http://www.landshut.de ).

8.

Maßstab   1  :  500

Plan zur genauen Maßentnahme nicht geeignet! 
Längenmaße und Höhenangaben in Metern! Maß-
gebend ist die Baunutzungsverordnung i.d.F. der 
Bekanntmachung vom 21.11.2017 
(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des 
Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)
Stand der Planunterlage: 04 - 2025

Pflanzabstände
Die gesetzlich vorgeschriebeneen Grenzabstände für Bepflanzungen sind einzuhalten. 
(Art. 47 und 48 AGBGB)

10.

11. Baumstandorte und Baumschutz
Standorte für Bäume sind so auszubilden, dass für einen Baum mind. 8 m² Vegetationsfläche 
gesichert sind. Der Wurzelraum ist 80 cm hoch mit Oberboden zu verfüllen. Vorher ist der Untergrund 
zu lockern, so dass Wasser versickern kann. Einzelbaumscheiben oder Standorte für Bäume in 
befestigten Flächen sind mit einem Drainagegießring pro Baum zu versehen. Im Bereich befestigter 
Flächen und mit eingeschränktem Standraum ist zur Standortoptimierung für die Baumgruben 
verdichtungs- und unterbaufähiges Bodensubstrat gemäß Typ B ZTV-Vegtra, Volumen Bodensubstrat
je Baum 12 m³, Einbautiefe mind. 100 cm zu verwenden. Eine eventuell später notwendig werdende 
Entfernung von nicht standortgenau als zu pflanzen oder zu erhalten festgesetzten Bäume ist nur 
nach Maßgabe der Verordnung zum Schutz des Baumbestandes in der Stadt Landshut (Baumschutz-
verordnung) vom 17.12.2021, in Kraft getreten am 01.01.2022, möglich. Die "Empfehlungen für 
Baumpflanzungen", Teile 1 und 2 der Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung, Landschafts-
bau e.V. (FLL) sind zu beachten. 

Stellplatzsatzung / Versiegelungsverbotssatzung
Soweit in diesem Bebauungsplan keine anderslautenden Festsetzungen getroffen werden, sind die 
Regelungen der Satzung zur Einführung einer Pflicht zum Nachweis von Stellplätzen für Kraftfahrzeu-
ge und Fahrräder (Stellplatzsatzung - StPlS), der Satzung über das Verbot von Bodenversiegelung 
(Versiegelungsverbotssatzung - VVS) in ihren jeweils geltenden Fassungen maßgebend.

12.

Bei allen Baumaßnahmen sind anfallender Oberboden sowie kulturfähiger Unterboden soweit möglich 
für die Erstellung von Grünflächen oder für landwirtschaftliche Kulturzwecke wieder zu verwenden. 
Der Oberboden ist gemäß § 202 BauGB so zu schützen und zu pflegen, dass er jederzeit wieder ver-
wendungsfähig ist. Oberbodenlagerungen müssen in Mieten mit einer Basisbreite von max. 3 m, einer 
Kronenbreite von 1m und einer Höhe von max. 2 m angelegt werden, Unterboden mit einer Höhe von 
max. 3 m. Bodenmieten sind durch Profilierung und Glättung vor Vernässung zu schützen. Die Mieten-
lagerfläche muss wasserdurchlässig sein und es darf sich kein Stauwasser bilden. Die Lagerfläche 
sollte sich nicht in Muldenlage befinden. Müssen Lagerflächen auf nicht wasserdurchlässigen Böden 
eingerichtet werden, sind entsprechende Maßnahmen zum Ableiten von Niederschlagswasser vorzu-
sehen. Bei Lagerungszeiten über zwei Monaten sind die Mieten sofort zu begrünen. Die Ansaatmi-
schung ist nach Standorteigenschaften, angenommener Lagerzeit und Jahreszeit anzupassen. Boden-
mieten für Oberboden und kulturfähigen Unterboden dürfen nicht schädlich verdichtet, nicht befahren 
oder als Lagerflächen genutzt werden. Es wird darauf hingewiesen, dass die Verfüllung von Gruben, 
Brüchen und Tagebauten durch Bodenmaterial mit hohem organischem Anteil (Oberboden, anmoori-
ge und torfhaltige Böden) unzulässig ist. Beim Anfall größerer Mengen sind mögliche, rechtlich und 
fachlich zulässige Verwertungs- und Entsorgungswege (Materialmanagement) frühzeitig bei der Pla-
nung und im Rahmen von Aushubarbeiten zu berücksichtigen.

Vorsorgender Bodenschutz - Verwertung und Entsorgung von Bodenmaterial

Vorsorgender Bodenschutz - Erdarbeiten
Alle Erdarbeiten bzw. Bau- und Eingriffsflächen sind auf das notwendige Maß zu beschränken (§ 1a 
Abs. 2 BauGB). Die Erd-/Grabarbeiten sind so auszuführen, dass keine Verunreinigungen des Bo-
dens erfolgen können. Ober-, Unterboden und Untergrund müssen getrennt, horizont- bzw. schichten-
weise ausgebaut, wenn erforderlich zwischengelagert und verwertet werden. Bodenverdichtungen auf 
(zukünftigen) unversiegelten Flächen sind durch entsprechende Maßnahmen nach DIN 16639 und 
DIN 18915 zu vermeiden. Nicht vermeidbare Bodenverdichtungen sind nach Abschluss der Baumaß-
nahmen bei abgetrocknetem Bodenzustand sachgerecht wieder aufzulockern. Die Lockerungsmaß-
nahmen und eine ggf. notwendige Zwischenbewirtschaftung sind fachgerecht zu planen. Beim Wie-
dereinbau des Bodens auf allen Freiflächen ist darauf zu achten, dass das Bodenmaterial schichtkon-
form und ohne Verdichtungen entsprechend Tabelle 2 DIN 19639 eingebracht wird. Die Verfestigung 
hat für alle Freiflächen durch Andrücken zu erfolgen (kein Rütteln oder Walzen).

14.

13.

Bodendenkmäler (§ 9 Abs. 6 BauGB)9.
Im Planungsgebiet sind die folgenden Bodendenkmäler vorhanden:
- D-2-7438-0030 „Untertägige mittelalterliche und frühneuzeitliche Befunde im Bereich der Altstadt 
  von Landshut“ 
- D-2-7438-0415 „Untertägige Teile der spätmittelalterlichen Stadtbefestigung von Landshut mit Toren, 
  Türmen und vorgelagerten Gräben“
- D-2-7438-0383 "Untertägige Teile der ehem. mittelalterlichen Stadtbefestigung mit Wehrtürmen"
Bodendenkmäler sind gem. Art. 1 BayDSchG in ihrem derzeitigen Zustand vor Ort zu erhalten. Der 
ungestörte Erhalt dieser Denkmäler vor Ort besitzt Priorität. Weitere Planungsschritte sollen diesen 
Aspekt berücksichtigen und Bodeneingriffe auf das unabweisbar notwendige Mindestmaß beschrän-
ken. Daher bedürfen Bodeneingriffe aller Art einer denkmalrechtlichen Erlaubnis gemäß Art. 7 Abs. 1 
Bayer. Denkmalschutzgesetz (BayDSchG). Diese ist in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei 
der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde (Amt für Bauaufsicht der Stadt Landshut) zu bean-
tragen. Es wird darauf hingewiesen, dass qualifizierte Ersatzmaßnahmen abhängig von Art und Um-
fang der erhaltenen Bodendenkmäler einen größeren Umfang annehmen können und rechtzeitig ge-
plant werden müssen (u.a. Durchführungskonzept, Konservierung und Verbleib der Funde). Sollte 
eine archäologische Ausgrabung nicht zu vermeiden sein, soll vor der Parzellierung die gesamte Pla-
nungsfläche archäologisch qualifiziert untersucht werden, um die Kosten für den einzelnen Bauwer-
ber zu reduzieren.

Ensemble, Baudenkmäler (§ 9 Abs. 6 BauGB)
Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes liegt vollständig im Ensemble "Altstadt Landshut" 
E-2-61-000-1.
In der näheren Umgebung des Planungsgebietes sind die folgenden Baudenkmäler vorhanden:
- D-2-61-000-1 Stadtmauer, Stadtbefestigung
- D-2-61-000-40 Wohnhaus, Wohn- und Geschäftshaus
- D-2-61-000-171 Patrizierhaus, Wohn- und Geschäftshaus
- D-2-61-000-172 Patrizierhaus, Wohn- und Geschäftshaus
- D-2-61-000-173 Handwerkerhaus, Wohn- und Geschäftshaus
- D-2-61-000-174 Gasthof drei Helmen, Hofbeamtenwohnhaus,
- D-2-61-000-175 Wohnhaus, Wohn- und Geschäftshaus
- D-2-61-000-177 Wohn- und Geschäftshaus, syn. Kaufmannshaus am Dreifaltigkeitsplatz
- D-2-61-000-312 Ländgasse 41, 42, Ehem. Verwaltungsbau, 1680 Sitz des Landschaftspräsidenten, 
  dann von 1810 bis 1964 Städtisches Krankenhaus
- D-2-61-000-313 Wohnhaus Ländgasse
- D-2-61-000-317 Ländgasse 50, Palais Etzdorf
- D-2-61-000-332 Nähe Ländtorplatz, Ländtor
- D-2-61-000-333 Bernlochner-Komplex an Ländtorplatz
- D-2-61-000-565 Burg Trausnitz 168, Burganlage
- D-2-61-000-637 Pfarrkirche St, Martin, Martinsfriedhof 219
- D-2-61-000-717 ehemaliges Gefängnis
Für jede Art von Veränderungen an den sich im Geltungsbereich sowie im angrenzenden Umfeld be-
findenden Denkmälern und in ihrem Nähebereich gelten die Bestimmungen der Art. 4 bis 6 Bay-
DSchG. Das bayerische Landesamt für Denkmalpflege ist bei allen Planungs-, Anzeige-, Zustim-
mungs- sowie Erlaubnisverfahren nach Art. 6 BayDSchG und bei allen baurechtlichen Genehmigungs-
verfahren, von denen Baudenkmäler oder Ensembles unmittelbar oder in ihrem Nähebereich betrof-
fen sind, zu beteiligen.

Kampfmittel
Die grundsätzliche Pflicht zur Gefahrenforschung und einer eventuellen vorsorglichen Nachsuche liegt 
beim Grundstückseigentümer. Das „Merkblatt über Fundmunition“ und die Bekanntmachung „Abwehr 
von Gefahren durch Kampfmittel (Fundmunition)“ des Bayerischen Staatsministerium des Inneren sind 
zu beachten.

20.

Zugänglichkeit von Normen und Vorschriften
Die in den Festsetzungen des Bebauungsplanes genannten DIN-Normen und weitere Regelwerke 
werden zusammen mit diesem Bebauungsplan während der üblichen Öffnungszeiten im Amt für
Stadtentwicklung und Stadtplanung der Stadt Landshut,  Luitpoldstraße 29, 84034 Landshut
zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Die genannten Normen und Richtlinien sind beim Deutschen 
Patentamt archivmäßig gesichert hinterlegt. Sie sind außerdem bei der DIN Media GmbH, Berlin, 
zu beziehen (DIN Media GmbH, Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin).

21.

Nachsorgender Bodenschutz - Mitteilungspflicht gem. Art. 1 BayBodSchG
Sollten bei Aushubarbeiten optische oder organoleptische Auffälligkeiten des Bodens festgestellt wer-
den, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist unverzüglich das Amt für 
Umwelt-, Klima- und Naturschutz der Stadt Landshut zu benachrichtigen (Mitteilungspflicht gem. 
Art. 1 BayBodSchG).

15.

Artenschutz16.

Aufgrund des § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 G zur Beschleunigung des Ausbaus von Geothermieanlagen, Wärmepumpen und Wärme-
speichern sowie zur Änd. des  BauGB und des BImSchG vom 22.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) und Art. 23 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Bayern - GO - i.d.F. der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-I), 
die zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert worden ist, sowie Art. 81 Abs. 2 Bayer. 
Bauordnung - BayBO - i.d.F. der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), die zuletzt durch § 2 des 
Gesetzes vom 23. April 2026 (GVBl. S. 190) geändert worden ist, erlässt die Stadt Landshut die Satzung:

Soweit im Plan nichts anderes bestimmt ist, gelten für die Bebauung des gesamten Gebietes die Bestimmun-
gen der BayBO, i.d.F. der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), die zuletzt 
durch § 2 des Gesetzes vom 23. April 2026 (GVBl. S. 190), geändert worden ist, und der BauNVO i.d.F. vom 
21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 G zur Stärkung der Digitalisierung im Bauleitver-
fahren und zur Änd. weiterer Vorschriften vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176).

Die gemäß den Bestimmungen dieser Satzung festgesetzte Bepflanzung ist nach Bezugfertigkeit 
bzw. Inbetriebnahme der Gebäude innerhalb der darauffolgenden Pflanzperiode (15. Oktober bis 30. 
April) auszuführen. Diese Bepflanzung ist zu pflegen, zu erhalten und bei Verlust den vorgenannten 
^Festsetzungen entsprechend nachzupflanzen. Sollten als zu erhalten festgesetzte Gehölze durch 
Schadorganismen, Witterungseinflüsse oder aus sonstigen Gründen verloren gehen, so ist der festge-
setzte Zustand innerhalb von 12 Monaten durch Ersatzpflanzungen wiederherzustellen; dabei sind 
Einzelbäume in der gleichen Baumart in der Qualität 4x verpflanzt, Stammumfang mind. 20-25cm an 
derselben Stelle nachzupflanzen. (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

7.5 Fassadenbegrünung
Das Gebäude im Sondergebiet ist zu begrünen und dauerhaft zu erhalten. Die Fassadenflächen sind 
mit Selbstranker oder Schlinger zu begrünen und entsprechende Klettergerüste zu errichten. Folgen-
de Arten sind zulässig (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB):

Aristolochia macrophylla 
Campsis radicans
Clematis montana
Clematis vitalba
Parthenocissus tricuspidata 'Veitchii'
Wisteria sinensis 

Amerikanische Pfeifenwinde
Amerikanische Klettertrompete
Berg-Waldrebe
Gewöhnliche Waldrebe
Dreispitzige Jungfernrebe
Chinesischer Blauregen 

Technische Dachaufbauten sind nur zulässig, soweit sie 
- je Dach insgesamt eine Fläche von 15 % der Grundfläche des darunter liegenden Geschosses nicht 
  überschreiten und eine Höhe von 1,0 m über der realisierten Wandhöhe nicht überschreiten oder
- eine Höhe von 2,0 m über der realisierten Wandhöhe nicht überschreiten, soweit die Abweichung 
  von Nr. 2 aus technischen, schalltechnischen oder brandschutztechnischen Gründen erforderlich ist.
Die baulichen Anlagen zur Nutzung der solaren Strahlungsenergie bleiben bei der Berechnung der 
Wandhöhe unberücksichtigt. 
Alle technischen Aufbauten sind mindestens um das, die realisierte Wandhöhe übersteigende Maß 
von den Gebäudeaußenkanten abzurücken. (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO)

Einfriedungen sind nicht zulässig.

9. Einfriedungen (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO)

Dachaufbauten8.

Eingriffe in Gehölzbestände sind außerhalb der Vogelbrutzeit (Anfang Oktober bis Ende Februar) 
durchzuführen. Zudem dürfen insbesondere im Rahmen der Abbrucharbeiten keine Fledermäuse und 
ihre Habitate geschädigt werden.

Leitungsanlagen
Im Geltungsbereich und im unmittelbaren Umgriff befinden sich Leitungsanlagen der Stadtwerke 
Landshut, der Deutschen Telekom und der Vodafone GmbH. Die Anlagen der verschiedenen Netzbe-
treiber sind bei Bautätigkeiten zu schützen und zu sichern, bzw. dürfen nicht überbaut und vorhande-
ne Überdeckungen nicht verringert werden. Sollten Umverlegungen an diesen Anlagen notwendig 
werden, sind rechtzeitig vor Baubeginn Abstimmungen mit den jeweiligen Netzbetreibern herbeizu-
führen. Bei Baumpflanzungen ist das Merkblatt DWA-M 162 „Bäume, unterirdische Leitungen und 
Kanäle" (Februar 2013) zu beachten.

Bei der Beleuchtung der privaten und öffentlichen Flächen des Planungsgebietes wird empfohlen, 
möglichst niedrige Lichtpunkthöhen zu wählen sowie, soweit mit den Belangen der öffentlichen Sicher-
heit vereinbar, die Beleuchtungszeiten mit Zeitschaltuhren zu regulieren. 
Die Parkhausausfahrten sind so auszulegen, dass eine Beeinträchtigung gegenüberliegender Wohn-
nutzungen durch Lichtimmissionen ausfahrender Fahrzeuge vermieden wird.
Bei der Errichtung einer Trafostation oder Freileitung ist darauf zu achten, dass die in der 26. BImSchV 
vorgegebenen Grenzwerte für die elektronische Feldstärke und die magnetische Flussdichte, an den 
nächstgelegenen Immissionsorten nicht überschritten werden.
Photovoltaikanlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass an den maßgeblichen benachbarten 
Immissionssorten keine erheblichen Belästigungen durch Lichtimmissionen (z.B. Blendwirkung) auftre-
ten (Hinweis: Die Blendwirkungen können durch geeignete Modulausrichtung, Modulneigung und/oder 
Fabrikat der Module (reflexionsarm) beeinflusst bzw. gewährleistet werden. Die Beurteilung der Blend-
wirkung erfolgt nach dem „Hinweis zur Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen“ 
der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI) vom 13.09.2012).

Immissionsschutz - Lichtemissionen

Immissionsschutz - Nachweis der Einhaltung zulässiger Emissionskontingente im Rahmen 
von Genehmigungsverfahren
In den Einzelgenehmigungsverfahren für Betriebe/Vorhaben im eingeschränkten Gewerbegebiet soll 
durch die Bauaufsichtsbehörde nach § 1 Absatz 4 BauVorlV die Vorlage schalltechnischer Gutachten 
angeordnet werden. Im Falle der Anwendung von Art. 58 BayBO ("Genehmigungsfreistellung") ist 
durch den Bauherren mit der Genehmigungsfreistellungsvorlage ein schalltechnisches Gutachten 
einzureichen.
Qualifiziert nachzuweisen ist darin bei Betrieben/Vorhaben im eingeschränkten Gewerbegebiet für alle 
maßgeblichen Immissionsorte im Sinne von Nr. A.1.3 der TA Lärm, dass die zu erwartende anlagen-
bezogene Geräuschentwicklung durch das jeweils geplante Vorhaben mit den als  zulässig festge-
setzten Emissionskontingenten L

EK
 respektive mit den damit an den maßgeblichen Immissionsorten 

einhergehenden Immissionskontingenten L
IK

 übereinstimmt. Dazu sind die Beurteilungspegel unter 
den zum Zeitpunkt der Genehmigung tatsächlich anzusetzenden Schallausbreitungsverhältnissen 
(Einrechnung aller Zusatzdämpfungen aus Luftabsorption, Boden- und Meteorologieverhältnissen und 
Abschirmungen sowie Reflexionseinflüsse) entsprechend den geltenden Berechnungs- und Beurtei-
lungsrichtlinien (in der Regel nach der TA Lärm) zu ermitteln und vergleichend mit den Immissions-
kontingenten zu bewerten, die sich aus der vom jeweiligen Vorhaben in Anspruch genommenen Teil-
fläche der Emissionsbezugsfläche nach der festgesetzten Berechnungsmethodik der DIN 45691:
2006-12 errechnen.
Bei Anlagen oder Betrieben, die kein relevantes Lärmpotential besitzen (z.B. Büronutzungen), kann 
nach Ermessen des Sachgebiets Technischer Umweltschutz / Immissionsschutz der zuständigen 
Genehmigungsbehörde von der Vorlage eines schalltechnischen Gutachtens abgesehen werden.
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